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Amtlicher Teil.
A.Beianntmachnngen des Landrats.

Oel s den 10. August 1922.

Getreideumlage der Ernte 1922.
Für die Verteilung der Getreideumlage habe ich mit meinem Rundschreiben vom

17. Juli 1922 J.-Nr. K. G. 711 fiir den Kreis Oels die Durchführung einer Individual-
Anbauflächeuerhebuug angeordnet.

Ich erfuche die Herren Gemeindevorsteher nochmals dahin zu wirken, dasz der Aus-

füllung der Fragebogen gräszte Sorgfalt gewidmet wird.
Falls in einzelnen Gemeinden Besitzer die Ausfiilluug der Formulare berweigern, fo

sind für diese solche auszuschreiben und die erforderlichen Zahlen schätzungsweise einzusetzen,

Dies wird unter Zuhilfenahme der summnrischen Mutterrolle, toelche in der Gemeinde bor-

liegt, möglich fein. Wenn durch diese Maßnahme Besitzer an der Aufbriugung der Umlage

besonders hoch herangezogen werden, haben sich diese die Schuld selbst zuzuschreiben Die

Verletzung oder Versäumung der Auskunftspflicht (ä 5 der Getreideordnung) ist übrigens
unter hohe Strafe gestellt:

Gefängnis nnd Geldstrafe bis -)000()0 Mart oder eine dieser Strafen (§ 49

Ziffer 1 der Getreideordnung)
Ich mache darauf besonders aufmerksam.

Gegen Besitzer-, die jetzt dieser Verpflichtung nicht nachkommen, werde ich nnuachsiehtlich

das Strafverfahren in die Wege leiten.
Zur Einseuduug der Fragebogen wird der ättszerste Termiu auf den 19. August 1922

festgesetzt. Infolge der vorgeschritteucn Jahreszeit musz dieser unbedingt eingehalten werden.
Am 21. August 1922 werde ich von sämtlichen rückständigen Gemeinden bezw. Gütern

die Formulare durch Strafboteu abholeu lassen.

" Der Vorsitzende des Kreisausschusses.

Be r lin, deu 22. Juli 1.922. von Aussfälleu dursdch dån Vättsticgskonxmtsalt fidir Vtstcllkäcsertkahruug
. unter uzcexuug er« sreu 1 )e111 mupt an wirt ts ammser

zum Gesetz über dDileusiIiuegIetlItItttxtIasmdngWie-Weins mit Getrcide »Imch1dLI GEIHUDTWMEUfIWchebHauf bie ißgomälöw 991‘131ng llIIOU

111113 bcr Ernte 1922 „101112.: ZUILHZZJFFT111)s1qefe15111att' ·’3«7) Zin LIlJttkIfJaIlIletZutrtlinIeltvhaißlledIeIr DIESELandeäslntsdzeklm lusg eid)e
(S) 41'136’ « U 1 11 e In jeder Provinz hat der Oberspvasideut in Hoheugollsern
GOIIICIfi§ ;dIJ»jCl21-i»kä»i»"lc’»sldic IMACIIUUO des Lelkchl’ der Regieruttgsprastdeust das Umlaigsesoll in voller Höhe unter

mit eITLIiEHL ’LI,IZ, ch (2111111 I 2 IIPIII 411W” 1922 (RCIIIIZ- Hinzuziehung der zuständigen Lattdiwitwschaftstkiannuer und, so-
VIII-IMP« V« II« WIW zu dtesseII YIIIEIfIIIJIIIIIA fVIRLIIdCs L’L" weit es sich 11111 die Verteilung durtch die Oberpräfideuten han---
11111111111. I 1 delt., unter Mitwirkung der 5liegtetuuigsprastdenteu nach der Ge-

ZU 111111199 tretdeaubauflache oder nach der landwirtschaftlich genutzten
Zu §§ 2 und 3. Das auf Preußen entfallende Umlage- Alsäche auf die einzelnen Kreise der Provinz (des B«ezirl.es) unter-

soll wird unter Zuschlag Von 15 vom Hundert 511111 Aussgleiche ztsoerteilen.
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Zu § 4. Das den Komuumalverbäuden mitgeteilt-e Um-
lagesoll ist in voller Höhe nach der Getreideaubaufläche oder
nach der landwirtschaftlich sgenutztcn Fläche (§ 4 des Gesetze-s)
-unterzuoerteilsen Die Erhebung
seiten-s der Kommunalverbände ist unzulässig. Es bleibt den
Kotnmsnnalverbäudeu über-lassen die Verteilung auf die Ge-
meinden (in der Provinz Westsalen und in der Rheinpwvinz
auf die Asemter nnd die Landbürgermeisterseisen) oder unmittel-
bar auf die Erz-enger» vorzunehmen Die Erhelmsng der Uni-
lage erfolgt in dem Kommuualverbaud, in. Dem fiel) Der Be-
triebssitz befindet.

Bei der Verteilung haben die Kommimallverlniude ein-en
Ausschuß der Erzeuger hininzuziehien-. Erfolgt die Verteilung
seiten-s der- Konimnnalverbsände auf Die Gemeinden so haben
asusch diese bei der weiter-en Unterversteilsung auf die einzelnen
Erzeuger ein-en Ausschuß der Erzeuger hinzuznzieheu. Die Er
zeugerausschüsse haben ans mindestens drei umliasgepflichtigeu
Mitgliedern zu bestehen unter angemessener Berticksichtigiung der
verschieden-en Betriebsssgröszen Die Ibiitgslieder werden in Land-
kreisen vom Vorsitzenden des Strieisausschusses, in Stadttreiseu
und Landsgsenieiuden vom Gemeindevorstsande uacli Anhörung
der laudwirtschaftlichen Organisationen berufen Lehnen die
Erzeuger die Mitwirkung ab, so setzen die Kommunalverbände
und Gemeinden das Lisefersoll selbständig fest. Bleiben die Ge-
meinden- mit der Unterverteilung auf Die Erzeuger im Verzuge,
wird das Liefersioll von- den Kommuualtverbändeu unmittelbar ·
festgesetzt

Eine Liste des vom Ansschusse vorgesehenen Liefersolls ist
in den Gemeinden während einer Woche öffentlich auszulegen
Nach Ablauf der Auslegnsnsgsfrist ist das Lisefsersoll festzusetzen
und den Ablieferungsspfliichtigen tunlichst bis zum 15. August
1922 bekanntzuzgeben,, indes ist ansch eine später-e Bekanntgabe
rechtsgültig. Gegen die Festsetzung des Liesferssoslls steht den Er-
zeuger-u innerhalb zwei Wochen nach Bekanntgabe des Liefer-
solls das Recht der Beschwerde zu.

Die Beschwerde hast keine aufschiesbende Wirkung. Zur
Entscheidung über die erhobene Beschwerde sind in Landkreisen
unter dem Vorsitze des Vorsitzenden des Krseisansschsusses», in
Stadttreisen des Gemeindevorstandes oder seines vom- Kreis-
ausschsusse oder Gemeindevorstande zu bestellen-den- Vertreters,
ein oder mehre-re Aussschsüsse zu. bilden Die Asti-s-sch·iisse be-
stehen einschließlich des Vorsitzenden ans fünf Mitglied-ern von
denen drei Unternehmer umlagepflsichstigen im Kosmtninialver-
bande belegen-er Betrieb-e sein müssen Bei Der Auswahl der
landwirtschaftlichen Mitglieder sind die landwirtschasftlichen Or-
ganisationen der Kommnualverbäuide zku hören und die sit-erschie-
denen Besitzgrößen angemessen zu berücksichtigen. Die Mitglie-
der der Aussschiisse werden vom-— Fireisanssschuß in Stadtkresisens
vom Gemeindevorstand-e, gewählt. Die Beschwserdeaussschüfse
sind bei Anwesenheit von drei Mitglied-ern beschlsnsszfähig Bei
Stinistneusgslseichheit entscheidet die Stimme deD Vorsitzenden

Jm Falle der- Niachtnraulagnug gemäß- § 4 Abs. 5 finden
die vorstehenden Bestinmtuugen sinngemäße Anwendung Solche
Nachveranlaguugeu sind nach Möglichkeit zu vertuse«siden«. Es ist
daher von den Korn-munalverbänden auf Die Biefchswerdeaus-
schiisse dahin einszuswirken daß «iu der Regel ein Nachlaß über
die 5 vom Hundert Kreistteserve nicht gewährt wird. Hiernach
nicht verwendete Mengen der Kreisreserve fließen der Landes-
reserve zu.

Kosten- der Anisschiissie sind ans derl den flammennalberbiins
Den gemäß § 28 des Gesetzes zufließen-den Vergütung abzu-
ge ten

Zn § 5. Den Kommunalvierbiänden bleibst es überlassen,
Anbasnslächenerhebungsen uuD Ernteschätznnsgen anzuordnen
Zuschüsse zu den eutsteheuden Kost-eu- werden ans den von Reichs
wegen für diesen Zweck im Reiiichslhausshalte zur- Verfügung« ge-
stellten Mitteln nach dem bisherigen Maßstabe gewährt Wegen
Anmeldung und Erstattnug der Kost-en ergeht besondere An-
meifung.

Stellen im Sinne des Satzes 2, denen die Erzeuger auf
Erfordern Auskunft zu erteilen haben, sind das Landesgetreide-
amt, die Obserpräsidenten ldie Regt-erintgsspräsidenten und die
Kotntnunalverbände.

Zu § 6. Die Oberprässidenten in Hohenzsollern der Re-
gierungspräsidenh haben bis zutn 15. Juli 1.922 dem- Staats-
onnniissar für Volkssernährung und dem Landesgetreideamti das
für jeden Komm-unaltverband festgesetzte Umlagesoll mitzuteilen-.

Die Kommunalverbäude haben bis zum 20. August 1922
den Regierungspväsidenten zsn berichten daß die Unterverteilsung
des Uiulagesolls in ihren Bezirken stattgefunden hat und ob
diese Unterverteilnng unmittelbar auf die Erzeuger oder über

eines weiter-en Zuschlags

 

die Gemeinden an diese erfolgt ist. Bis znm gleichen Zeitpunkt
ist den« Regiernngspräsidenten zu berichten, daß die Asusschsüfse
nach § 4 bestimmnnigsgkesmäß gebildet worden finD. Die Re-
gieruugspräfideuten haben bis zum 25. August 1922 dem
Staatstotnmissar für Vsolksernährsung nnd dem Landesgetreide-
samt entsprechenden Bericht zu erstatten

Zu II. Reichsgetreidestelle.
Die Verteilung der Geschäfte zwischen Verwaltungssabtei-

luug und Geschäftsabteilung ergibt sich aus den §§ 8 und 12.
Hierauf ist im. Schiriftvertehr Rücksicht ziu nehmen Der ge-
samte Sichriftiverkehr des Korn-munalvserxbandes mit der Ver-wal-
tun; sabteilsuug (Direktorsinsm) geht durch die Hand der höheren
Verwaltsimgssbehörde an das Landesgetreideaenh insbesondere
sind alle Anträge, zu deren Entscheidung nach dem Gesetze die
Reiehe-getreidestelle (V·er.waslt·ungsabte:ilung) zusständig ist-, stets
an das 33auDeegetueiDeamt zns richten-. Der Schriftviesrkehr in
geschäftlichen Angelegen«h-eiteui, also insbesondere über Lieferung
und Vezahluug von Getreide und daraus her-gestellten Erzeug-
nissen, geht unmittelbar au Die Reichsgsetreidesteslle, Geschäftsab-
teiluug G. m. b. H. —

Zu Ill‘. Aufbringung der Umlage.
Sie Re.-gi·eruug·spräsidenten haben für- jeden .Koinitttiinalv«er-

band ihres Bezirkes ein besonderes Kartseusblatt anzulegen und
dauernd auf dem Lan-senden zu erhalten

Die Komuiuualsverbäude haben laufend zusin 5. und 20.
eines jeden Miouatss beginnend vom 15. September 1922 ab,
den Regieruugspsräsiden-ten zu berichten, welche Mengen Ge-
treide, getrennt nach den einzelnen Getreidearten von den Er-
zeugern zur Erfüllung ihr-er Umlage abgeliefert worden finD.

DieRegierungsspräsidentseu haben Ida-s Ergebnis der Be-
richte in Die nach Abs. 1 zu führend-en Karteniblätterieinzutragen
und zinn 7. und 22 eines jeden Monats dem Staatsikosmcmsissar
für Volkseruähruug nnd dem Landessgetreideasmst eine Zusam-
menstellung derAbliefermiigen in den Komxmunalverbänden
ihres Bezirkes in der Berichtssperiode seinzinreiichen

Zu § 14. Die Anträge ans Frisstversliängeriungen sind bei
dem Landesget·reidea.sm.t einzureichen Auf ihre Genehmigung
haben die Kommunalverbände nur zu rechnen-, wenn besondere
Umstände eine rechtzeitig-e Lsieferung der Umlage ziu dem fest-
gesetzten Termiu ausschließen Durch Stellung- des-. Antrages
wird die Haftung nasch. § 23 nicht berührt.

Zu § 15. Zu Abs. 1. Für die Einrichtung der bauf-
msäunischen Geschäftsstelle, die jeder Komm-unailvserband zsn
unterhalten hat, ist das Rundschreiben des Lan-desgletreidesa.mts,
betreffend Krseissksorustellen vom 16. Juli 1917 — R. M. 3159
——— maß-gebend

Zum Erwerbse des Umlagegsetveides solt jeder Kiommunal-
verband Händler nnd landwiirtschasftsliche Genossenschaften in der
bisher üblichen Weise nach Bedarf heranziehen Den Hänsdlsern
und Geuossenischaften find Unternehmer von Mühlsenbetrieben
sowie Mühlenvereinignngsen gleich-zustellen Andere Bevufskreise
und Organisationen sollen bei der Ansbringsnng nicht beteiligt
werden «

Zu Abs. 2. Sie Den Erzeugeru von den« Kosmmunalver-
bänden zu setzen-den Liieferfristent sind derart zu wählen, daß den-
Komtminalverbänden für- den Fall der Nischt-l«iefertmg die Mög-
lichkeit verbleibt-, die erforderlichen Maßnahmen zuir Sicherung
der Erfüllung des Umlagesolls zn treffen-. Es wird besonders
auf Den. § 22 verwiesen-, der den- Ksomlmunaslverbsänden die Be-
fugnis zsnr Voruahme von Enteignuugen gewährt

Wird ein Kommunalverband auf die Umlage verwiesen
(§ 32 Abs. 8), so sind die Liieferfristens Derart festnsetzen daß
dick Betssorgung die-s Kommunaltverbandes mit tetreide ge-
st Jert i: t.

Zu § 17. Die Kominusnalverbände haben Die von ihn-en
für die Liefernsng der Erzeuger festzusetzen-den Bedingungen nach
Maßgabe der Geschäftsbedingungen die die Reischsstgetreidestelle
für die an sie zu. bewirken-den Lieferuusgen festsetzt, auszustellen
Die Gessschäsftssbedingungsen der Reichssgetreidestelle werden durch
ein Rundschreiben bekannt iegeben "

Zsu § 18. In allen 7é 'e'lIieni, in denen die Kosmmnnalver-
bläude die Haftpflicht der Erzeuger- gemäß § 19 ür erloschen
erachten, ist die Entscheidung der Regierungsprsäiidenten«, für
die Stadt Berlin des Oberptäsidenten herbeizuführen (vergl.
Ausf.-A«nw. zu § 23).

Die Beitreibung der Geldbeträge erfolgt auf Grund der
Verordnung vom 15. November 1899 und 29. April 1921., be-
treffend das Verswailtnngszxwangsverfahren wegen Beinean
mm Geldbeträgen (Gesetzsaimmt. S. 545 und S. 381).· « «
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Zu § 19. Die Vorschriften unter Ziffer 1 und 2 beruhen
auf der Erwägung, daß in erster Linie die Erfassung des Ge-
treides in natura anzustreben ist.

Die nach Ziffer 3 eintreten-de Befreiung von der Haftung
ist auf Nsotfälle wie Zerstörung dusrch Brand, Ueberschwemmung
und dergleichen beschränkt. Das Erlöschen ider Haftpflicht kann-
insbesondere nicht damit begründet werden-, daß die Umilage für
den einzelnen Besitz-er zu hoch festgesetzt worden ist. Esin solcher
Einwand kann nur im Beschwerde-verfahren gemäß- § 4 inner- 9
halb der dort vorgesehenen Frist vor-gebracht werden-, esi sei denn,
daß der Liesesrmiiggss·p-fl·ischtige nachweist, daß die die Befreiung
begründenden Umstände bei der Unterverteiilnng noch nicht be-
rücksichtigt worden sind.

Zu §§ 20 nnd 21. Bei der Umlage sind die Saat.gu·twi·rt-
schaften im gleich-en Ausmasße wie die sonstigen landwirtschaftk
lichen Betriebe heranzuziehen Die Ablösung der Lieferpflicht

durch Zahlung die-s gemäß § 20 Abs. 1»festszussetzeulden Betrages
ist nur Züschtern von Originalsaatgut, nicht denen von Absaa-ten,
gestattet. Die Originalzüchter thun-en ihr Solt »auch durch An-
tasuf und Lieferung von Getreide aiuss dem frieren Markte er-
üllen.

f Zu § 22. Da die Erfassung des Gsetriesides in natura zu
erstreben ist-, haben die Kommunalsverbände von der Ente-ig-
uung und ins-besondere vion der im Abs-. 3 gegebenen Befugnis
des zwangsweiseu Asusdrussches als wirksamen»Mitteln zur Auf-
bringuug der Umlage iu allen geeigneten Fallen Gebrauch zu
machen.

Zu § 3. Sie näheren Bestimmungen erliäißt der Staatss-
kommissar fiir Volkserniährung . .

Zu § 26. Der Preis für ausländischen Weizen wird 1111
Reichssanzeigser bekannt-gegeben

Zu § 29. Eben-so wie bei der Unterverteiliung bleibt es
den Kommunalvserbänden überlassen, zn bestinmien, ob und in
welchem Umfange die Gemeinden bei der Ausfbriugung der Um-
lage mitzuwirken hohen. Bei Unterverteilsung der Umlage auf
die Gemeinden haftet die Erzeuger den Gemeinden (A"ethern,
Bürgermeister«eieu) und den Kommunalverbäuden;, die Gemein-
den den Kommuualverbänden und dem Lande.

Zu § 30. Sie den Erzeugern gegen die Komnmsnalver-
bände gegebene Beschwerde ist innerhalb- zwei Wochen nach Zu-
stellung der Entscheidung des Kam-nurnalverbandes bei diese-m
einzu-lsegens; letzter-er hat die Beschwerde miit sein-er Aeußeruug
und in den Fällen »der §§ 19 und 20 mit der Stellungnahme
des im § 4 Abs. 3 vorgesehenen Ausschusses an die höhere Vier-
waltungssbehörde zur Entscheidng wseiterzusreichem

Zu IV. Verbrauchsregelung
Zu § 31. Hinsichtlich der Selbftversosrger bleiben die bis-

herigen Bestimmungen aucfrescht erhalten. Teilselbistvsersorger
sind nicht zuzulassen. Ueber den Kreis derjenigen-, die infolge
höheren Einkommens aus der öffentlichen Broitversorgung auss-
sch·eiden, ergehen noch näher-e Bestim-ms1msgen(.

Zu § 33. Die Erfüllung der im § 33 der Reichsgetreide-
stelle auferlegten Verpflichtungen kann von den selbstwirtschaf-
tenden Kommuualverbänden nur nach Maßgabe der von der
Rseichsgetreidestelle, Geschäftsabteilusng dafür aufgestellten beson-
deren Gesschäftsbedingungen verlangt wer-dem

Zu § 34. Zu Abs. 1, Satz 3. Zuständige Behörde ist der
Landrat, in den Steidtbrseiseii der Gemeindevorstand

Zu Abs. 2. Höher-e Verwaltsungpsbehörden »die Löhne oder
Vergütungen festsetzen wollen, haben sich zuvor mit dem Lande-s-
getreideaint in Verbindung zn setzen.

Zu §§ 85, Buchstabe b. Die Zuteilung von Mehl an »die
Bäcker,«H-ändler usw. darf nur ducrch eine behördliche oder unter
unmittelbarer Aufsicht nnd Verantwortung des Kosmnmsnalsver-
bandes tätige Verteilungsstelle erfoljgem

« Die Leitung der Mehlverteilungsstelle dar-f weder Personen
noch Organisationen die sich mit der Erzeugung dem- Handel
oder der Viesrarbieitung von Brot etrseide und Gerste oder Er-
zeugnissen daraus befassen, noch einem ihr-er Angehörigen oder
Angestellten übertragen werden.

Zu Buchstabe d. Bei der Presisfestssetzusng für das Mehl
ist davon auszugehen, daß- die Mehlverteislung der Bevölkerung
nach Möglichkeit billiges Brot gewährleisten sosll und bei der
Abgabe des Mehles nur die Selbstkosten — Einstandspreis und
Nebensksoften (Sack.leiih-g-eld, Lag-erkosten, Zinsen, allgemeine Ge-
schäftsunkosten der Mehl-verteisslungsstelle usw.) —- gedeckt werden-.
Die Mehllwirtsschaft darf nicht dazu dienen, Verluste, dies durch
die Beschaffung anderer Lebensmittel entstanden sind, asbzudeckem
vielmehr sind erzielte Ueberschüsse zur Verbilligung des Mehl-es
zsus verwenden

Zu Abs . 3. Die Verwendung von Streckungsanitteln für
die Herstellng svon Gebsäck, das der- Verbrauchsregelung unter-
liegt, ist nur mit Genehmigung des Rieichsmiimsteris sur Ernah-
ruing und Land-wirtschaft zulässig.

Zu § 36. Als beteiligte Gewerbe kommen in Betracht Be-
trieb-e zur Herstellung von Brot und Backwaren sowie Mehl-
band-langen

Bei Auswahl von Vertretern des Bsäckerei- und Konditorei-
lennrbes sind die anf Grund der Verordnung vom 2. Dezember
1918 (Reiehisgsesetzblatt S. 1397) gebildeten Fachasnssschüsse zu
hören. Sie Bestimmung des ersten Satze-s des § 4 der letztge-
nannten Verordnung bleibt unberüshrt. .

Zu § 39. Zuständig für die Sehlsießsung des Betriebs ist
die Ortspolizeibehörde. _

Zu V. Schlußvorschriften
Zu § 44. Als Stellen, die außer der Reichksgetreidestelle

Ausnahmen von dem Verbote der Verfüstterung usw. von
solche-m Brotgsetreide nnd Mehl, das zur menschlichen Ernäh-
rung nicht geeignet ist«-, zulassen können, werden die Ortspolizei-
behörden bestimmt. _

Zu § 46. Das Landesgetreideamt führt die Aussicht über
die Durchführung der Rieichssgetreideordnusng und der zu ihrer
Ausführung ergehenden Vorschriften innerhalb des preußischen
Staatssgebiets

Zu § 47. KornInnnalvesrbsände im! Sinne des- Gesetzes sind
die Stadt- nnd Landkreise Der Staatskomsmissar für Volks-
ernährung ist ermächtigt, in besonderen Fällen örtlich zusammen--
hängend-e Bedarfs- und Ueberschnszkreise, die sich zu einem ge-
meinsamen Versorgsungsigebiete zusammenschließen und ein-e ge-
meinsame Korn- oder Mehlverteiltungsistelle einrichten, vorbe-
haltlich der Bestimmung im § 47 Abs-. 2 anzuerkennen

Gemeinden sind die Stadt- und Landgemeinden sowie die
selbständigen Gsutssbiezirke im Sinne der Städte- und Landgr-
meindeordnungen

Höhere Vesrwaltungsbehörde im Sinne des Umlagsegesetzes
und dieser Ausführnnsgssanweisung ist der Regierungsspräsident,
für die Stadt Berlin der Oberprösident

Oberste Lasndesbelhösrde ist der Staastskosmmissar fürs Volks-
ernä"s«l)run-g. Er ersläßt die weiter erforderlichen Ausführungsbe-
stimmimgen Er kann Ausnahmen Ivon dieser Ausführungs-
anweisung zulassen.

Preußiseher Staatstommissar für Volksernährung
W e n d o r ff. i

Der Minister für Landwirtschaft, Domänen und Forst-en.
W e n d o r f f.

Der Minister für Handel und Gewerbe.
S i e r i 11g.

Oels, den 10. August 1922.

Kreisverordnnng betreffend den Verkehr nnd Verbrauch ratio-
uierten Mehles und ratiouierter Backwaren im Wirtschaftsjahr

1922/23 für den Kreis Oels.

. Auf Grund des Reichsgesetz-es über die Regelung des Ver-
kehrs mit Getreide aus der Ernte 1922 vom 4-. 7. 1922 (Kreis«-
blatt Seite 164) insbesondere seines § 34 nnd 35 nnd der da-
zu ergangenen Ausfiihruugsbestimmungen und sonstiger Be-
stimmungen vorgesetzter Behörden wird für den Kreis Oels
folgendes verordnet:

§ 1.
Es ist den Mühlen verboten, rationiertes Mehl ohne

schriftlichen Auftrag der Kreisgetreidestelle zu mahlen und solches
ohne Mehlbezugsschein der Kreisgetreidestelle zu verabfolgen
Mehlhändlern und Bäckern ist es verboten, rationiertes Mehl
nnd aus rationiertem Mehl hergestellte Backwaren anders als
gegen Hergabe von Brotmarken des Kreises Oels abzugeben
Der Kreisausausschuß behält sich die Zulassung und die Zu-
lassungsbediugungen für die Herstellung und den Handel mit
Backwaren nnd mit Mehl vor. ‑

§ la-.
Der Satz, zu dein das Getreide der Reichsgetreidestelle nnd

das von ihr den selbstwirtschaftenden Kommunalverbänden zu-
gewiesene Getreide auszuniahlen ist, also für alles Getreide, das
zur planniäszigen Brotversorgungdient, ist unverändert Danach
sind Roggen und Weizen zu 85 vom Hundert-, Gerste zu 75 vom Hundert auszumahlen
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Es ist verboten, rationiertes Mehl oder ratioiiierte
Backwiireu in iigeiid einer Form ohne die vorgeschriebenen
Scheine oder Marien zu beziehen.

. « 3

Dein streisaussihuß leibt Fests 111111111 von Preis, Gewicht
nnd Form der riitioirierteii Biictwaren und des riitioiiierteii
Mehles vorbehalten.

§ 4.
91‘111 Die Einwohner des Kreises O;els, die nicht Selbstver-

sorger im Sinne des Gesetzes sind diirseii gemäß Festsetzung
des Kreisausschusses durch Vermittelung der Ortsvorsteher
Brotiniirken, De1e11 Beziigsiveit nnd Gültigkeitsdaner der Bor-
sitzende des Kreisiiusschnsses durch Ausdruck oder öffentliche
Bekauiituiachiiiig bestimmt, beziehen. Jedes iiiiberechtigte Ans-
gebeii oder Bezieheii von Brotinarkeii ist verboten. Jeder Ab-
holervon Li««irotniarken, der nicht ohne besondere Aufforderung
richtige Atigiibeii iiber die beziigsberechtigten Personen macht
nnd ihm nicht ziisteheiide Mart-en nicht iniiiiifgefordert zurück-
gibt, macht sich strafbar.

§ .).
Der Kre1.11111111101111 er läßt die für Die Kontrolle der Brot-

iniirken nnd für den «Be5e51111 D11 Riitionsivaren durch die Ver-
braucher nnd den Bezug rationierteii Mehle durch die Bäcker
und SUiehlhändler erforderlichen Bestimmungen

§ I).

Die Koinninnalverbiinds-«)Jiühlen. die Bäcker und 9.21 chi-
häudler haben über ihre Beftäiide an ratioiiiertein Mehl nnd

i . ‚ 1

rationierten Baclivareii foioie Mehlbeziigsfcheinen und Brot-
marteu daiieiiid Buih 511 führen nnd 511 den vorn Kreisans-
schiiß bestimmten Zeitin sowie in der vom Kreisansschuß vor-
geschriebenen Form auf Erfordern genauen Bericht111 erstatten

§ 7.
Im Falle von Preiserhöhnngen der riitioiiierteti «Lvaren

sind die Betriebe verpflichtet, dein Kreisiinsschuß ans Anfordern
D1111 Bestande entsprechend 91111051101111111e11 511 leisten

Hs
Miit sich der Inhaber oder Leiter eines Betriebes in der

Befolgung von Pflichten iiiiziiverassig erwiesen, die ihm durch
die Reichsgetreideordnuiig nebst Aiisführnngsvorfchriften aller
Art nnd durch die vorstehende Verordnung nebst Ausführungs-
bestinnnungen oder sonstigen Anordnungen des Kreisiiusschiisfes
auferlegt sind, so kann der Betrieb ans Anordnung durch die
«""«rt«:—-t,iolizeibehiirde geschlossen werden« Die Verpflichtung zu-
ständigen Beamten inid Beauftragten, Feststellungen iiller Art,
betr. von der Unilage erfaßtes Getreide oder diirans hergestellte
Erzeugnisse nnd Probenentiiiihiiieii zu gestatten, sowie ihnen Die
geforderten «Lliist«ünfte richtig zu erteilen iiird Die geforderte
ziilfe 511 leisten, richtet siih mich der Iriiihsgetreioiordnung ä37
iiber Die I91t111D1De1I101111e111I111111 Vom I. .22.

“I ()

. . _ d .'.' .
D11 Kreisanstchuu behiitt sich die

nahmen voti vorstehenden
bestuninungen vor.

Vorschriften nnd deren Ausführungs-

§ to
Bier Aiiordinuigiii vorstehender Berordnnug oder den zu

ihrer Durchführung erlassenen Anordnungen und Verfügungen
zmvider«handelt, wird gemäß § sttl des Reichsgeseties betreffendS
die lsjetreideverlirauchsregelnng votii -I. Juli 10:22 mit Gefäng-
1111.1 bisan Fahr nnd mit Gildstriife bis zu 50000 Mart
oder uiii einer dieser Strafiii bestraf,t soweit nicht mich anderen
Lliorschristeu iine sch«weriie Strafe verwirtt ist. 91eI11'11 Der Strafe
I111111 auf Uniziehnug der Vorräte ertiiuiit werden, aus die sich
die stiasbare Handlung bezieht ohne Unterschied, ob sie dein
Täter gehiireii oder nicht

§ li.
Diese9Iliiordining tritt uiit dein Beginn des lli August 10:122

in 3‘1‘1111L9J1‘11 demselben Zeitpunkt treten a lle früheren Anord
nuiigeii betr. Ltierbranchsrigeliiiig von Brotgetreide nnd Mehl
außer Kraft, soweit sie nicht ausdrücklich in den Ausführungs-
bestinnunngeu aufrecht erhalten werden

Betriillignng von Au«s-

 

Oels, den 10. August 1922

Betrifft «Höchftprcise.

Jni Anschluß an vorstehende 2511111111t11111d1111111ä3 werden
die Höchstpreise für den Kreis Oels iib II 8. 2.29 wie folgt
festgesetzt:

11) 1 Ztr. «)i’oggenuiehl 85% 725,00 M.
)1 „ 22.1115e11111e0I850/Ü . 755,00 „

c) 1 Psd. Roggeniuehl 8500/5 . 8,00 „
1.1)1 „ ‘22'e1e11111e0I81105/8,50 „
e) 1 » Brot . . . . . 7,33 »

(1900 0««i-Brot——- . ‘28 ‚00 9.21'.)
t') l Seiiiiiiel lTeiggewiiht 100 111) I ,50

Die unter e 1111D ct genannten Preise gelten bei Abnahine
unter )0 Pf1111D

Oels, den 7. August ltt22.

Verordnung über das Brenneii von Gerste und Gemenge ans
Gerste 1111D Hafer vom 1:4. Juli 19.90.

Auf Grund des 15 des Gesetzes über die Regelung des
Verkehrs mit GetreideJans der Ernte 192‘2 lReichsgesetzblatt 1
Seite 537) wird verordnet:

Gerste, sowie im eigenen Betriebe des Herstellers gewachsenes
Gemenge aus Gerste nnd Hafer diirfen bei der Herstellung von
Branntwein 11I1.19J1‘11I511e11eiDe, dagegen nicht als «).iiaischuiaterial
verwendet werden.

Berlin, den 14. Juli

Der Rciihsuiiiiifter für Ernährung nnd Landwirtschaft

11111- Felix-
Verfügung wird hiermit zur Kenntnis gebracht

11122.

Vorsteheiide

Oels, den 7. August 1922.
Ati

l) den Herrn Bürgermeister der Stadt Juliusburg
2) sämtliche Herren Genieiiideoorsteher des Kreises.

Nach Dem 91‘111I1131111iete1111e1e11 1111111249J1‘1'115 1022 (Reichs-
gesetzblatt Seite 27b’) kann jeder Verinieter 1i11D Mieter stiitt
des vereinbarten Mietziuses Zahlung der mich dein obigen
Gesetz zu berechnenden ,,gesetzliehen Miete« verlangen. Der
Gemeindevorstand kann anordnen, diiß der 9e11111ete1 Ver-
eiiibariiiigeii über die Höhe des Mietzinses, nach denen eine
andere als die gesetzliche Miete zu zahlen ist, binnen zwei Wochen
nach Abschluß der Vereinbarung der Gemeindebehörde iiiiziizeigeii
hat Der Berechnung der gesetzlichen Miete wird die Grund-
iiiiete zugrunde gelegt, welche in der eventl. durch das Miets
eiiiigiiiigsiiiiit festz iisetzeiiden Friedensmiete (1 Juli 1914) nach
Ab«1111 von bestimmten Beträgen, n. a. detii in der Friedeiismiete
furBetriebs undinstandsetiiingstostinenthaltenenBetrage besteht.

Zur Grundiniete treten bestimmte Zuschläge ii ir. für
l. Die Steigerung der Zinsen der Griiiidstüclsbeliistnng
J. die Betriebskosten,
Z. die Kosten der laufenden Jnstandsetznngsarbeiten,
I. Die Kosten der großen Justandsethungsarbeiteu,

Die Zuschläge zu Ziffer 1 bis i5 sind in Hundertsätzeu allgemein
vom Kreisaussclsusz festzusetzen

I. lieber Die Zuschläge für die Kosten der 111111en Entstand-
set iingsiirbeiteii nach dein Reichsuiietengesetz iiud der Aus
siil riiiigsverordiiiiiig ooiii 12. L111111 1921.2 (Preus;. Gesetzsaiiiiiiliitig
eite129)gitltfolgendes:

Zunächst ist der Kreis der großen Fustiindsihungsarbeitin
vom Gesetz genau bestimmt nnd umfaßt folgende Fnsand
setz ungen:

Ltiollständige Erneuerung der Dachrinnen und Ablansrohre,
das tlmdecken des Laches, der Absintz oder Anstrich des Hauses
von auß,en der ganzen Vorderfronr der ganzen Fläche eines
Seitenflügels oder deren ganzen Fläche der Häuserrfroiit eitles
Hauses, der Sienanstriih des ganzen Treppenhauses iui Jmieren,
Die Erneuerung Der Heiziintage bei Saiuinelheizung iitid Wann-
ioiisserversorgiiiig

Für die Kosten dieser großen Instiiiiosetzungsarbeiten sind
nur diiiiii in Hundertsätzeu allgemein 1111511110111De Ziisihlage zur
Grnndmiete zulässig, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt
werden:
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Jeder Vermieter in der Gemeinde hat für sein Haus
oder seinen Hausbesitz ein besonderes Hanskonto einzu-
richten

Die Anlage der Hauskonten hat nach näherer An-
ordnung der Gemeindebehörde so zn geschehen daß eine
Verfügung über sie ohne Zustimnmng der Mieter nicht
erfolgen kann Für die Einrichtung kommen nach Er-
messen der Gemeindebehörde gesperrte Sparkassenbücher,
gesperrte Konten bei Bänken und sonstigen Kreditinstituten
— auch Konten auf den Namen des Vermieters und
der Mieter oder der Mietervertretung lauteud —-— in
Betracht Bei der Bemessung der Höhe des Zuschlags
Ist davon auszugehen daß er nach § 7 Absatz 1 Zeilel
des Reichsmietengesetzes nur zur Schaffung von Mitteln
—- nicht der Mittel — für große Jnftandsetzungsarbeiten
dienen soll und nur für die Verzinsung und Tilgung
der für die große Justandsetzungsnrbeit aufgewandten
Kapitals zu verwenden ist. Die Mieter haben den Zu-
schlag unmittelbar auf das gesperrte Hnnskonto ein-
zuzahlen Auch der Vermieter hat für nicht vermietete
Räume (z. B. eigene Wohnung des Hansbesitzers leer-
stehende Räume und d)iäume, über die nicht fein Miet-
vertrag, sondern ein Vertrag anderer Art abgeschlossen
ists sowie für Räume, für welche nicht die gesetzliche Miete
zu zahlen ist, den entsprechenden Betrag auf das Hans-
konto einznzahlen (vergl.§ 7 Abf. 2 des-Reichsmieten-
gesetzes). Das Hauskonto ist lediglich für große Jn-
ftandsetznngsarbeiten zu verwenden Eine Verfügung des
Vermieters über das Hauskonto bedarf der Zustimmung der
Mieter. Die Zustimmung der Mieter zur Verwendung
des Hauskontos hat schriftlich zu erfolgen Sie kann
durch die Mietervertretnug (d. h. nach Wahl der Mieter
ein oder mehrere Mieter) geschehen und hat die großen
Justaudsetzungsarbeiten für die das Hauskonto in Au-
spruch genommen werden soll, sowie der Geldbetrag, bis
zu dessen Höhe die Zustimmung erteilt wird, genau zn
bezeichnen Die Zustinunung ist unwirksam, sofern sie
sich auf Justaudsetzungsarbeiten bezieht, die nicht große
im Sinne des § 5 des Reichsmietengesetzes sind. Die
lsjemeindebehörde kann anordnen daß eine Auszahlung
aus dem Hauskonto nur dann erfolgen darf, wenn eine
Bescheinigung der Baupolizeibehörde vorgelegt wird, die
die Notwendigkeit und die Angemessenheit der bean-
tragten Mittel bestätigt. Wird die Zustinnnnng der
Mieter zur Verwendung des Hauskontos verweigert, so
tann sie auf Antrag des Vermieters durch das Miets-
einignngsamt ersetzt werden Reichen die Mittel des
Hauskoutos nicht zur Verzinsung und Tilgung sämtlicher
großer Jnstandfetzungsarbeiten aus, so hat das Miets-
einigungsamt nach Anhörung der Baupolizeibehörde zu
bestimmen welche großen Jnstandsetztmgsarbeiten zu-
nächst vor» mehmen sind. «

Vorbehaltlich von Zuschlägen im Einzelfalle gemäß l unter
folgendem Abschnitt II haben den allgemeinen Zuschlag für
große Justandsetzungsarbeiteu die Mieter .in denjenigen Gebäuden
nicht zu entrichten welche

1. mit Ausnahme der Hauswartwohnung nicht mehr als drei
· selbständige Wohnungen oder Mieträmne anderer Art ent-

halten

2. nach dem l. Januar 1920 von dem Vermieter erworben
sind, sofern nicht der Erwerb infolge unmittelbarem Erb-
aufalls eingetreten ist. Als der für den Erwerb maßgebliche
Zeitpunkt ist die Eintragung des Rechtes des Vermieters
im Gebäude im Grundlmch anzusehen Die Zahlungs-
pflicht erlischt bei monatlicher Mietzinszahlung zum nächsten
Illionatsersten bei vierteljährlicher Mietzinszahluug zum
nächsten Vierteljahrsersten nach dem Erwerb.

g Der Erwerber des Rechtes am Grundstücke tritt mit dem
Zeitpunkt der Eintragung des Rechtes im Grundbnch iu
die Rechte nnd Pflichten an dem bis zum Erwerb aufge-
sanunelten Hauskonto ein. Wird das Gebäude zerstört,
ist das Hanskonto für den Wiederaufban mitznverwenden
das Nähere bestimmt erforderlichenfnlls das Slliietseinigungs-
amt, falls es die Zustimmung der Mieter ersetzt.  

Die Gemeindebehörden haben darüber Beschluß zu fassen
ob sie die Einrichtung des Hanskontos treffen und« in
diesem Falle, wie hoch der in einem Hundertsatz zur
Grundmietc allgemein festzusetzende Zuschlag für Kosten
der großen Instandsetznngsarbeiten festgesetzt wird. Dieser
Zuschlag darf 40 vom Hundert der Grnndmiete nicht über-
schreiten « - sp

II. Für den Fall, daß die Einrichtung von Hauskouten
von der (55e1ueindebehörde nicht beschlossen wird, können Zu-·

fchläge im Einzelfalle für die Kosten der großen Jnstand-
setzungsarbeiten erhoben werden h _ - «

Es gilt dann folgendes: « .
Auf Antrag eines Vertragsteils ist« vom Miets-

einignngsamt ein Zuschlag für die Verzinsung und
Tilgnng von Mitteln —- nicht der Mittel —- für die
Kosten einer im Einzelfalle seit Oktober 1920 -—— nicht
vorher -—— nachgewiesenermnßen ausgeführten und not-
wendig gewesenen oder in den nächsten 12 Monaten
nach Stellung des Antrages auszuführenden notwendigen
und im Sinne des Gesetzes großen Justandfetzungsarbeit
unter Berücksichtigung der Bedürfnisse des Grundstücks,
d. h. der Erhaltung seiner Bewolnibarkeit, für einen genau
bestimmten Zeitraum festzusetzen Teilarbeiten an den
Dachrinnen und Ablaufrohren am Dache und an einer
Hanswand sowie der Teilanstrich des Treppenhanses
sind als große Jnstandfetzungsarbeiten nicht anzusehen
Jn Zweifelsfällen hat das Mietseinignngsamt ein Gut-
achten der zuständigen Handwerkskanuner über die An-
gemessenheit der angesetzten Preise einzuholen
Der Kreisausfchnß hat einen Hundertsatz der Grund-

miete festzusetzen den das Mietseinigungsamt bei Fest-
setzung von Zuschlägen für große Jnstandfetzungsarbeiten
nicht überschreiten darf.  

Auf die persönlichen Verhältnisse der Parteien kann
bei Festsetzung des Zuschlages in angemessener Weise
Rücksicht genommen werden Inwieweit der Vermieter
an den Kosten der großen Jnftandsetzungsarbeiten zu
beteiligen ist, bleibt dem Ermessen des Mietseinigungs-
amtes überlassen Bei nach dem 1. Januar 1920
erworbenen Gebäuden sind Zuschläge für solche Mängel
nicht-zu bewilligen die beim Erwerb des Gebäudes
bereits vorhanden waren und die der Vermieter gekannt
hat oder kennen mußte. Der hiernach auf die Mieter
entfallende Betrag ist auf die Mieträmne nach dem
Verhältnis der Grundmieten umzulegen Hierbei sind
auch Räume, für die nicht die gesetzliche Mietezu zahlen
ist oder die nicht vermietet sind, zu berücksichtigen Bei
Herabsetzung des auf einen Mieter entfallenden Zu-
schlages (siehe oben) ist die Ermäßiguug auf die anderen
Beteiligten entsprechend zu verteilen Das Miets-
einigungsamt hat die Ausführung der großen Jnstand-
setzungsarbeiten für die ein Zuschlag bewilligt ist, durch
geeignete Anordnungen zu sichern (z. B. erforderlichenfalls
die Anordnung zu treffen, daß die Zuschläge direkt an
die Stelle abzuführen sind, die das Kapital fürdie Ju-
standsetzuugsarbeiten zur-Verfügung gestellt hat).

lll. Sowohl im Falle des Abschnitts I (Einrichtung von
Hauskonten mit Festsetzung eines allgemeinen Zuschlages für
große Jnstandsetzungsarbeiteu) als auch im Falle des Ab-

schnittes II tFestsetzung von Zuschlägen im Einzelfalles können
die Gemeinden im Falle des Bedürfnisses einen Ansgleichsfonds
einrichten aus dem für große Justaudsetzuugsarbeiten die mit
den obigen Zuschlägen nicht gedeckt werden können an wirt-
schaftlich Schwache, Beihilfen nach billigem Ermessen gewährt
werden« Die Mittel hierzu sind durch einen besonderen Zu-
schlag zu dem nach den §§ ö, 9 des Gesetzes über die Erhebung
einer Abgabe zur Förderung des Wohnungsbaues vom
26. Juni 1921 (Reichsgesetzblatt Seite 773) den Gemeinden
zufließeuden Zuschlag szu der Abgabe zur Förderung des
des Wolnumgsbaues zu beschaffen der höchstens 3% betragen
darf. Ueber die Verwaltung und Verwendung des Ausgleichs-
fonds hat die Gemeindebehörde einen Beschluß zu fassen der
der Kommunalaufsichtsbehörde zur Genehmigung vorzulegen ist.

ś Der Ausgleichsfonds ist völlig getrennt von den übrigen Ein-
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fünften aus der Wohnungsabgabe zu führen, und bestimmungs-
gemäß in erster Linie für die Wiederinstandsetzung älterer
Häuser, insbesondere für die Wiederinstandsetzung der Dächer,
zu verwenden. Ueber einen Antrag auf Gewährung von Mit-
teln aus dem Ausgleichsfond ist unter Hinzuziehung von Ver-
mieter- und Mietervertreternfzu entscheiden Der Antrag kamt sowohl
vom Vermieter wie von der Mietervertretung gestellt werden«
Jm Falle des Erwerbes eines Gebäudes nach dem 1. 1. 1920
dürfen dem Vermieter für Mängel, die beim Erwetbe des
Gebäudes bereits vorhanden waren und die er gekannt hat oder
kennen mußte, Mittel aus dem Ausgleichsfonds nicht bewilligt
werben. Die Anträge auf Gewährung von Mitteln aus dem
Ausgleichsfonds sind daraufhin von Amtswegen zu prüfen.
Soweit der Vermieter mit Bezug auf das Gebäude Versicherungs-
sunnnen oder Zuwendungen aus anderen Gründen zur Wieder-
herstellung des früheer Zustandes erhält, sind Mittel aus dem
Ausgleichssonds nicht zu bewilligen Auch dies ist bei An-
trägen von Amtswegen zu berücksichtigen Beihilfen ans dem
Ansgleichssonds für lediglich zu gewerblichen Zwecken hergestellte
Häuser diirfen nicht gewährt werden.

Die Gemeinden haben darüber Beschluß zu fassen, ob ein
Ausgleichsfonds eingerichtet wird, und für diesen Fall, wie hoch
der Zuschlag zu der Abgabe zur Förderung des Wohnungsbaues
erhoben werden foll. Der Beschluß hat genaue Bestimmungen
über die Verwaltung und Verwendung des Ansgteichsfonds zu
enthalten. Jch ersuche um Bericht hierüber sowie über die Ein-
richtung der Hauskonten (Abschuitt I am Ende) unter Einreichung
von zwei Ausfertigungen der ergangenen Gemeindebeschlüsse bis
spätestens zum 1. September D. Js

Ferner ersuche ich schon jetzt dafür Sorge zu tragen, daß
innerhalb der Gemeinde die Häuser, vor allem die Dächer .uud
Dachrinnen und zur Erzielung von Brennstoffersparnis die Oefen,
Herde. die Schornsteine und der Anßenaustrich der Fenster in-
standgesetzt werden, soweit hierfür ein Bedürfnis vorliegt.

Das Reichsmietengesetz nebst Ausführungsverordnuug hat
hierzu folgendes bestimmt:

Für laufende Justandsetzungsarbeiten:
Der Vermieter hat in der Zeit vom 1.—10. Februar

und vom 1.———10. August jedes Jahres der Mieterver-
tretung auf Antrag die Verwendung der Gelder für
laufende Justaudsetzungsarbeiten nachzuweisen Kommt
der Vermieter dem Antrage der Mietervcrtretuug auf
Nachweis der Verwendung der Gelder nicht nach, so kann
er von der Gemeindebehörde im Verwaltnngszwangsver-
fahren vom 15. November 1899 / 18. März 190—-1-,
PreußischeGefetzsammlung Seite 545 / Seite 36 gezwungen
werden, die Belege vorzulegen.
Hat der Vermieter die Ausführungen notwendiger laufen-

der Jnstandsetzungsarbeiten unterlassen oder die Gelder nicht
sachgemäß verwendet, so hat eine von der obersten Landes-
behörde zu beftimmende Stelle auf Antrag der Mieter,
der Mietervertretung oder von Amtswegen die sachgemäße
Ausführung der Jnstandsehungsarbeiten durch geeignete
Anordnung zu sichern. Als diese Stelle wird die Gemeindes-
behörde bestimmt, welche ihrerseits eine paritätisch aus
Vernnetern und Mietern zusannnengesetzte Schlichtungs-
stelle dann einzusetzen befugt ist, wenn die Vertreter ihre
Tätigkeit unentgeltlich auszuüben bereit sind. Der Bor-
sttzende und die Beisitzer werden von der Gemeindebehörde
ernannt. Sind Vermieter- bzw. Mieterorganisationen vor-
handen, so sind die von den Organisationen bezeichneten
Vertreter zu ernennen. Das Nähere über die Einrichtung
der Schlichtungsstelle uud die Zahl der Beisitzer bestimmt
die Gemeindebehörde, die Stelle kann nur die Ausführng
derjenigen laufenden Justandsetzungsarbeiten sichern, die
im Interesse der Erhaltung des Hauses und der Bewohn-
barkeit der Wohnungen oder Mieträume anderer Art
notwendig sind. Die Jnstandsetzungsarbeiteu kann die
Stelle auch von Amtswegen anordnen. Hinsichtlich anderer
laufenden Jnstandsetzungsarbeiten bleiben die Parteien
auf den Rechtsweg beschränkt Soweit von der Gemeinde-
behörde oder Schlichtnngsstelle eine derartige Anordnung
getroffen ist, können die Beträge von den Mietern wie
Gemeindeabgaben beigetrieben werben. Der sn zahlende
Betrag darf nicht höher fein, als der vom

festgesetzte Jnstandsetzungszuschlag. Jst eine solche An-
ordnung getrofsen, so erlischt in soweit der Anspruch des
Vermieters auf Zahlung des Mietzinses; nicht verwert-
dete Beträge sind dem Vermieter herauszugeben Vor einer
solchen Anordnung sind beide Vertragsteile zu hören.

Für große Justandfctzungsarbeiten gilt folgendes: Läßt
der Vermieter trotz Aufforderung durch die Gemeinde-
behörde eine notwendige große Justandfetzungsarbeit
innerhalb einer angemessenen, von der Gemeindebehörde
bei der Aufforderung zu bestinnnenden Frist nicht aus-
führen, so ist die Gemeindebehörde berechtigt, die Arbeit
selbst vorzunehmen. Falls in der Gemeinde Hauskonten
eingerichtet sind, kann die Gemeindebehörde die erforder-
lichen Mittel von dem Hauskonto in Anspruch nehmen.
Falls Hauskonten nicht eingerichtet sind, ist die Gemeinde-
behörde zur Stellung des Antrags bei dem Miets-
einigungsamt auf Festsetzung eines Zuschlages im Einzel-
falle (vgl. oben II) berechtigt.

Jch ersnche gegebenenfalls zur Erhaltung des Wohnraumes
und zur Erzielung von Brennftoffersparnis gemäß obigen der
Gemeindebehörde übertragenen Besugnissen zu verfahren.

Vs. d .M. d. J. u. d. Für-Mira vom 21. 7. 22. —- Ie 460
bzw. IC2 3273, betr. Entfernung monarchiftifeher Hoheitss

zeichen.
Infolge der fortgesetzten, gegen den Bestand der Republik

gerichteten verbt«ecl)«erisch«en Umtriebe hat sich der verfassungs-
treuen Bsevökltkerung eine tiefgehende (Erregung bemächtigt
Tief-e wird weiter genährt durch die an viel-en Orten immer
noch sichtbaren Zeichen der früheren tnonarchisttischen Staats-
form» die den berechtigten Widerspruch weit-er Volikskreise her-
vorrnfen nnd von ihn-en angesichts des Ernstes der Lage als
Heraussfordsevnng einst-stunden werden. Untier diesen Umstän-
den erscheint das bloße Vorhandensein monarchsiisschser Hosheitse
zeichen an amtlich-en Stellen geeignet, Die allgemeine (Erregung
nnd Spannung zu erhöhen und dadurch die öffentliche Ruhe,
Sicherheit und Ordnung zu geführten. 3m Abwendung dies-er
Gefahr bestimmen wir in Abänderung des hierüber ergangenen
Erlasses folgendes:

1. Die früheren msonarchsischien Hoheitszeischien an der Au.ßens-
seite sowie im Innern sämtlicher staatlicher nnd kommu-
nalser Dienstgesbände nnd Dienstränme sowie san allen ans-
deven dem Publsiiknm zsugängilichen oder sichtbaren als- amt-
lich gekennzeichneten Stellen (z. V. Wegesta«feln, Meilen-
fteinen, Grenzsteinen, Schilderu) sind unverzüglich zu ent-
fernen.
Aus-nahmen hiervon sind nur bei Bauwerk-en in solch-en

Fällen zulässig, in denen die Beseitigung der früheren
Hoheitszesiehen nicht ohne Zerstörung »i:hress besonderen
Kunstwerkes möglich ist.
Bilder, Bsüssten Statuen oder anderse. Darstellungen des
letzt-en preußischen Königs-, feiner (Ehefrau, seiner Geschwis-
ter nnd seiner Abskömimilinge sind von sämtkichen in- Nr. 1
bezeichneten Stellen zu entfernen. Für die Entfernung von
Bikltdern usw. anderer verstorbener Mitglieder des früheren
königlichen Hanf-es verbleibt es bei den bisherigen Vor-
‚fchri'ften.
Die Orts-nolizeibehsörden haben den Regierunigsspräsidenten
binnen vier Wochen vom Tag-e der Veröffentlichung dieses
Erlasses, die Regsierunigspräsidenten bzw. in Berlin der
Polizeipväsident mir, dem- Minister des Innern, bis zum
30. September D. Js. iisber das- vson ihn-en Veranlasßte so-
wie die in Nr. 1 Abs. 2 bezeichneten Ansnahmesälle zu
berichten. Fehlauzeige ist erforderlich.

LI 5859. Oels, den 10. Atuguxft 1922.
Vorsteheuden Erklaß bringe ich hiermit zur Kenntnis mit

dem Ersuchen um sofortige weitere Veranlassung Die Ort-st-
polizeibehörden haben mir die gemäß Ziffer 3 vorstehenden Er-
lasses geforderten Berichte zwecks Vor-lage an den Herrn Re-
giierungsspräsidenten bestimmt bis zum 20. 8. D. Js ieinzu.reichen.
Feljliatizeisge ist erforderlich

Oels, den 10. August 1922.

Schutz der Repnblik.

Jch weise darauf hin, daß nach der Verfügung des Herrn
Ministers des Inn-ern vom 15. Juli 1922, betreffen-d Aus-

L I 5833. reisausschufßführnng der Verordnung zum Schutze der Republit die Durch-
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führung des allgem-einen Verbotes der Versammlungen und
Fei·ern, die schon aus Grund der besonderen Ver-ordnung über
das Verbot bestimmter Versammlu·-u-gen·. vom 26. Juni 1922
Durch Die Bekanntmachiuuigs die-s Herrn Ministers des Innern
from gleichen Tage verboten sind, den Ortspolizeibehörden ob-
Legt.

Die Feiern und Versammlungen der Krieger-, Militär-
und Kanieradensvereine fallen gleichfalls usnter dieses allgemeine,
von den Ortspolizeibehörden dnrchzuführenide Verbot mit sol-
gender Maßgabe:

1. Solche Vereinigungen von Angehörigen- ehemaliger
Truppenteile, die wie der Bund Deutscher Militär-
anwärter, Der Reichsssbund der Krisegssbeschädizgsten, der
Bund ehemaliger Kriegsgesangener nicht wesentlich auf
dem Grundssatzse der Traditions- und Kameradsschafts-
pflege beruhen, sondern in der Hauptsache Die Förderung
der wirtschaftlichen und sozialen Bselasnge ihr-er Mitglie-
der bezwecken., Werden von dem Verbote ausgenommen-.

2. Nur den Mitgliedern zusgäu.g-li—che Veranstaltungen rein
gesellig-er- Art der Vereinigungen von Angehörigen ehe-
maliger Tru-ppien·teile gelten nicht als Versammlungen-—
im- Sinne meines Verbotes, sofern sie in gedeckten Räu-
men stattfinden-.

o. Die geschlosseue Teilnahme der Mitglieder solcher Ver-
einigung-en an Feierlichkesiten anliäßlich der Beerdigung
von Mitgliedern bann von den Ortsspolizeibelhörden zuge-
lassen werden, wen-n hierbei Waffen nicht mitgeführt,
schwarz-weiß-rote Abzeichen nicht gezeigt werden und
auch sonst eine Gefährdung der öffentlichen- Ruhe, Sich-er-
heit und Ordnung infolge der Teilnahme der Vereini-
gnng an der Beerdigsungsseierlichkeit- nicht zsu besorgen ist.
Die bisherigen Richtlinien für die Teilnahme der
«Kriesgervereinse an Beerdigunsgen sind damit aufgehoben-

Die gleichen Bestimmungen wie vorstehend unter 3 sind
aus die Veranstaltungen von S-ch-iitzen·vereinen anzuwenden-.

LI 584.2. O el s, den 1.-0. August 1.922.

Beslaggung der Dienstgebäude.
Jch habe zufolge Erlaß des Herrn Minsissters des annern

vom 27. Juli 1922 -——— lVa. 1 92 —- sliveranla'ffungi, auf das- Hissen
der Reichsflagge auf Tienstgebäsuden befand-ers hinzuweisen

Bei der Erregsung welche sich der verfassungs-treuen Be-
völsberiung wegen der andasuernden verbrechersischen Umtriebe
gegen den Bestand der Respuibslik und der fortgesetzten gehäzssigen
Verhöhnung ihrer Sinnbild-er bemächtigt hat, ist das Hissen
schwarz-weiß-roter Fahnen, deren historische- Bedeutung weder
bestritten noch- Therabgesetzst werd-en soll, auf jedem behördlichen
Gebäu-de ohne Zweifel geeignet, Diefe Erregsung derart zu er-
höhen, daß die öffentliche Ruhe, Sicherheit und Ordnung hier-
durch gefährdet erscheint.

Jm Hinblick auf dass Bestehen dieser Voraussetzungen hat
das Flaggen mit schlwarz-weißs-roten Fahnen auf sämtlichen
Dienstgebäuden der Gemeinden und Gemeindeverbänsde in Zu-
kunft zu unter-bleiben.

Bei festlichen Asnslässen ist vielmehr in Der. Folgezeit neben
der preußischen Flagge auch die Reischsfslagge ziu h'iffeu. Soweit
ein feststehender Fllaggenmast nicht vorhanden und seine An-
bringung nicht oder nur mit erheblichen Kosten möglich-« ist, muß-
gemäß Minsiisterlialesrlasß vom 2.2. Juli 1922 —- Ie 493 — auf
anDere Weise (z. B. durch Aus-hängen der zwei-ten Fbasgge aus
einem Daselxenster und dergl.) für die doppelte Beslaggsung
Sorge getragen werden.

 

LI 5797. Oels, den «9. August 1922.
Vs. d. M. d. J. vom 19. 7. 22. -— 2 D 1139 III, betr. Polizei-

liche Vernehmung-en
Jn dem Erlaß vorn 17. 1. 22. —- III). 4185 (M.-Bl.

i. V. 107/108) ist über die bei der polizeilichen Vernehmung
Beschiuldigter zwecks Ermittelung ihrer persönlichen Verhältnisse
zu stellenden Fragen nähere Weisung ergangen. Im Interesse
der Erzieslung eines gleichmäßigen Verfahrens ordne ich hier-
durch an, für diese Vernehnmngen künftig ein einheitliches For-
mular nach nachistehensdem Muster zsu verwenden. »

.· Die Landräte wollen die ländlichen Polizeibehörden soweit
diese das M.s-B1lt. i. V. nicht halten, mit Anweisung versehen.

Muster.
Verhandelr

..... «,den....... 19..
Aus Vorladung vor-geführt erscheint . . . . «. . . und sagt,  

mit dem Gegenstande der Vernehmung bekannt gemacht und
zur Wahrheit ermahnt, aus: s

Zur Person.
Ich gheiiße (B-ornsame — Rufnsasme ziu imterstreichen —- und

Fiasmiliennasuce sowie etwaiger Beiname, bei Frauen auch der
(s.’.seburtssnsame) ...... bin am . . zu ...... Gemeinldse
........Kreis . . . . Lialndgerichtslbezirk . . Sstsaait
....... geboren, wohne (Wloshnsort, Straße Nr., Kreis-,
Staat) ...... bin ortsaingehörig in ..... Kreis . . .
besitze die- sStaataugehörigskeit als ....... (“für Anssländer —-
Niichtideutsche —- Heinuatstsaat) bin ...... Religion (Beant·-
wortung freiwillig), bin leDig, verheiratet, verwitwet, geschieden
gewesen mit ...... (-das Unzutreffende ist zu durchstreichem
Tag Der Eheschließung ....... Mein Vater (Vor- und Fa-
milienname) heißt, hieß ........ Ich habe ...... Kinder
im Alter Don ....... ernähre mich ..... (Sitan-ds, Beruf,
Erwerbs- oder Nahrungszwcig sowie Arbeits-, Dienst- oder
Militärverhältnsis —- die Art des Hautpthberufs, der Hauptw-
werbstätigfrit oder Hauptbeschiätftigung oder der Haupt-einkom-
mens« — oder Hausptniaihrungsqiuelle ist genau anzugeben, sofern
durch die Angabe das Arbeits-- oder Dienst-verhältnis im Beruf-e
nicht schon bezeichnet wird-, unter Hinzufüsgung dieses Verhält-
nisses, ob nämlich Inhaber, Handwerksnresister, Geschäftsleitesr
aber Gehilfe, Geselle, Lehrling-, Fabrik-arbeiten - Ha«ndlungssgse-
hilf-e, Verkäuferin us-w.) ........ für Minderjährige ohne
eigenen Beruf: Beruf der Eltern-; (für Ehesranen ohne eigenen
Beruf: Beruf des Manne-s) ...... lebe ...... Vermögens-
verhältnissen Orts-besondere Grundbesitz-) ......, bin ber=
sorgungisiberechtisgit ...... (J"st der Beschnldiigte auf Grund des
Reichsversorgnngsgesetzes vom 12. 5. 20. RUle. S. 989) assis-
versorgungsberechtigt anerkannt? Hat er den Beamtenschesin er-
halten? Von welcher Behörde ist der Beamtenschein oder der
Rentenbescheid erteilt? Hat der Bseschusldigite einen Renten-
antrasg gestellt? Bei welch-er Behörde? . . . . . . Bestraft bin
ich (sie«h«e Abs. 2 Der V·f. des Min. D. ZEIan v. 17. 1. 22-. II D.
471.85, M. Bl-. i. V. S. 107/108). .

ZurSache
Borstehendeu Erlasz bringe ich mit Bezug aus den im Kreis--

blatt 1922 S. 33 u. 53 veröffentlicht-en Erlaß v. 17. 1. 22 zur
Beachtung und ersuche die Ortspdlizseibehörden unbedingt das
Eorgeschriebene Formuiflasr bei den fraglichen« Vernehmungens zu
enutzen "

LI 56121. Osels«, Den 4. Aug-list 1922.

Wahlen zur Tierärztekammcr. -
Jus der Zeit vom 17. zfum 31. August cr. liegt imzLansde

ratsarmt zu Oells die Liste Der. wghlberechtigtenx Tiseräsrzfte des
Kreises zu Den im November cr. stattfindenden Neuwahlen zur
Tierärztekamsmer zur Einsicht akus.

LI 5666. Oels., den 93 August 922.
Gesellenpriisnng. »

Die Handwerkskammer für den Reigsierungtslbezirsk Breslan
hat die Wahrnehmung gemacht, daß- eine große Anzahl von
Lehrling-en sich nach Abschluß der Lehrzeit der Gesellenprüsungs
nicht .u-nterzie·ht-. Die-se Erscheinung ist sum- se auffälliger, al‘fa
einerseits die Prüfungsgebiüihren nur gering sind und anderer-
seits dem Lehrling asus der Ablegung der Prüfung mancherlei
und nicht tin-erhebliche Vorteile erwachsen, sso zusm Beispiel hin-
sichtlich der späteren Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen
(ä. 129 Absatz 1 der- Gewerbeorsdnuug), hinsichtlich der Ablegung
der M·ei·ste«ripriiifsuug (ä 133 der (3ewerbeorblnuan'g) hinsichtlich
der Teiltmhime an den Geschäften der Zwangssinnung soweit die
Regelung des Lehrlingswesens in Frage sboimmst (ä _100 Ab-
satz 2 Der Gewerbeordnung) und hinsichtlich der Wählbarkeit- zum

» Gesellen-aussch«u·ß der Handwerkslammer (ä 103i Der Gewerbe-
ordnung). Außer-dem erhalten geprüfte Gesellen ein-e wesentlich
bessere Entlohnung als ungeprüfte Arbeiter.

Ich weis-e die Lehrlinge ausdrücklich daraus hin, daß es· in
ihrem eigenen Interesse liegt, sich der Gesellenpsriifung zu.unte-r-
ziehen. Die Jiisnungen und die Lehrsherren mache ich daraus
aufmerksam-, dasßi sie gemäsz § 13s1c Der Gewerbeordnung ver-
pflichtet sind, die Lehrlinge zur Gesellen-eriisiusng anzuhalten, daß
die Lehrherren bei Zuwiderkhansdlung sich nach § 148 Abs. 1
Ziffer 9 a. a. O. strassfbar machen und daß ihn-en schließlich nach
§ 1268 Abs. 1. Die Bleifukgsnsiss zum- Halten oder zur Anleitung
von Lehrlingen gasnz oder an Zeit entzogen werden kann-, wen-n
sie sich wiederholt einer Pflichtverletzung dieser Art gegenüber
den ihnen anvertrauten Lehrlingen schuldig machen.
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1515706 Brei-law den [9. Juni 1.922.
Von einer Polizeiverwaltiina iiii Ve; irk 811e5I11n wurde

I1[‚nI)in beschilaanahiiitses 5‘3I1ei1'cl), nach dessen Genuß II; Personen
unt-ei—Vteigistiingsseischeiunnasen e1"I‘111n'I’11en, 31111i1'1)st an D115
cheiiiische llnter1'nd1h1ng511nlt in Glatz- zur [Inte1'1'nd1nn11 11ei1'[)ie[".1
Letzteres gab 1‘5 3111iicf iiiit dein Veinerfwen daß 11.5 sich 1111111115:
sichtlich iiiii eine baktseriologische Prüfung handele, niId D111'3 1‘5
sich eiiipfiehle, dies-e iiii hhigieuischeu lliiivsersitätginstitiit ans-
führen zu liasss.en

Dite Polizeiverswaltuna sandte D115 53Iei1'1I) nun-mehr an diese
Stelle, von wo wir es ziistiiindiakeitshl--«alb«ei iiiberiiiittelt e11[)ie‘It1‘n.

Das Fleisch war· infolge De1 loher :iluf3eii.««.steiiiin«ratiir ft-«ail«
g-efaiilt; der Nachweis von Jiifiektionsierregsern gelang nicht nie-hin
Ich bitte erwägen 311 wollen, ob 11.51 im Interesse ein-er ratio-
nellen Sencheiibetiiiiipfniig nicht zweckiiisäsziq ser--scheint, anzuord-
nen, D1113 in allen Fallen von 5‘3i1'e[)=, Fleisch-— nnd W·iir««stveigif-
tungeii, die eifahiuiigsssgeiiiab fast aiisiiahiiieslos bakterielleii Ur-
sprung-J fino, eiiiie iiiögliichssi grosse- Probe De5 verdächtig-en
Materials so beschleunigt wie möglich an D115 Staatlichie Medi
Hiiialtiinteisuchiingssaint iiilIersandt wird Eine Untersuchung in
seinem Nahrunnginittselniitersnchnngssaint könnte ja, wenn sie
wirklich erforderlich erscheinen sollte, ausserdem noch veranlaßt
ioerden

Staatliclics MediziiiabUntersiichungsaiiit in Bier-lan.
Der Direktor.

‚111.3. Unterschrift
«ekla, den 7. August [922

Die PoliIeibihoroiii des Kreises werden angewiesen, in
allen Eitiaiikungofallen die nach dem Genan rion 5‘3i1'1I), Fleisch
oder Wurst aufgetreten sind, sich wegen Einnahme diin Unter-
suchuiigsmaterials iiiirve'3iiincI) mit dein .LI-««eiin Kreisarzt [1311.1
'."-.Q1ei5iie1'111'3t i115 Benehmen 311 setzen. Die Proben 1'inD an D1115
Stiaatiliche 'JJDeDi3in11Is UntersuchungIsaiiit in Bieslan ein«ais-en-
den, das erforderlicheiifalls ihre Untersuchung durch das Zu-
stiänwdige ahinngsiinitteliintirsiichungssaint veranlassen wird.  

1115662. O eI5, Den 5. August 1922.
Heiigstkiirung [923.

(‚nder im Herbst diesesFahr-es ststatfiiideniden seiiastkoiuua
fiir ILTLH.-5 sind Tilnmeldungen bis spätestens QTD'JJ1.1ni1' svor-
3nIe11en sie Besitzer von Privsisatlengstens, die zum Decken
fremde« Stiiteii Verwendung finden toll-en, haben die Anmel-
dung nach dein im Kreisblatt 1912 Seit-e 75 gegebenen For-
innlar zu bewirken.

Jch erfuche die L«tssbehordeu in Frage kommende Hengst-
besitzre darauf hinzuweisen.

I.151‘583. Oels, den 5. August 1922.
Genehinigmigen

der Beschäftigung aiisliindischcr Arbeiter im Jahre 1922.
Aiisliinder geiiebiiiigt
männl. weibl.

‘JJ1111'i1‘ ,iminer·,t Landwirt, cunzieudorf
Verliert Koffmane, Landwirt,J1e1'nDD1f
Erich Kalkbrenner, - 811111D'111i1't, Rathe
Friedrich Jirsak, 81111D111i1t, 8nefI11n
Eduard Herbst, Landwirt, AltEllauih
Gustav (s)snct Landwiiyt Galbitz
CIf1ieD1‘ Lselliiiichs Landwirt, Stampen
Paul Siholz, Landwirt, Siißwinkel
Karl .‘J1o11I‘, Landwirt, Pontwitz
8D11I1‘JJI11nn, Land-wirt, Pontwitz
Bruno Roth, 811nDI11i1I, Pontwitz
Paul Barttsch, Landwirt, 8neII11n

5. Otto Ziichner, Landwirt, Staisnpen
Ei e Ortsstolgeibehoroen ersuche ich, die in Frage kommen-

den Arbeitgeber ihrs-e :iliiit·sbe3irkes hiervon iii Kenntnis .311
sehen.
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Oelss den 9. August 1922.
Bestätigung

Der Stelleiibesitzer Paul Stalke ausOTiJiedlitz ist zum
lsiemeinde««boistehei d·«er Gemeinde Medlitz bestätigt worden

I.II 43129.

Der Land-rat

Dr. llnckell

 

Poppel-. Atem-, Ahorn-,
Linden-, Erlen-, Rüstern-,

 

fllfawzrkGautmg 5115...5._____.____„bei

 
 

     

 

Weißbuchen-Rundholz niia- 511% ans-saus-
· . . Fuder- stutzt-g. n » »

in guter, gesunder Miialitah “blauer zum Hoch_u_LängS_

sowie auch Rollen zum Abladen ganzer . Transport.

kaufen ständig iiiid erbitten Preisaiigebote Fuhan ““f einmal L11???"1111 ("fa—

nugust Walden, MI- .Its-I sie-i “berge-15-
‑ Aufzug si"" III i Wln S

Kommandttgesellschafti mitGreifer z· artie- Zäh-“i:««««« 15 sofort lieferbar!

Zweigniederlassung Breslaus weisem Abladen von g; ‚ä: ff » *
Breslau18. Schließfach 4. Heu und Getreide. THE DIESE- Angebote kostenlos.
   WONOWNONO

- la. Leuchtpetroleumraffinat,
Ia. (inlciumfiarbib, grobkörnig,
amerik. Maschinenölraffinat,

Vertretung für Schlesien":

Ingenieur P. Moos-both Breslau 8
OhIauer Stadtgraben 2a. Telephon Ring 5450.

 

 »Maschineili-f utnd itWagenfette
· · ie er gegn ig .

Viktor Miit-nd Jniiiisliiilieimtf
Gleiwitz. Friedhofstraße 5/7. R
WONOW

   I
 

Jii iiiiei Stunde 812‘812. Garantie III-reiste
Läuns Tier „HiSMfla“. Pat. gesch. Mittel.

Wunden unschädlich Verkauf in Oels

sowie Brut, Wanzen, Flöhe bei Menschen

Friseur (Erich Geisler, Liiisenstraße 19

 
  

könnenohnererationund
Berufgltörunggeheiltiveid.
Sprechstiinden in Breslaii

Hotel Germania,
am Hauptbahnhof,

am 19. 8. von 9——1 Uhr.
|1. mstl. Knopf,

Soezialarzt fiir Bruchleiden
—  

M kkl ‑Metallbetten Ekfjnjwdesru1,311
Stahlmatr., Kinderbetten klär. Bro-
dir.aiiPriv.Katal.17Lfreisschüre aratis. Patent-
Eifenmöbelfab. Suhl (Tiiilr.

i! GUMMAIPWIIM I!
Ein einfaches wunderbare-I
Mittel teile ich gern jedem
kostenlog mit.

Frau M. Pol
Hammer PX77 Schlioelisaiii 106

 

 

Ing. Ebel.Breslau11.
Posenerstraße 55

V ele v"erm.Damenwiin ch.
sieh bald gliickl z. verheiraten
Herren,wenn auchohne Ver-
mögen erh. sof. Auskunft d.
,,Union« Berlin. 2111111111 52

 


